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* Genua .
xv .

Das Odium , das Scheitern der Konferenz v ers chu l-
bet zu haben, will eigentlich kein europäischer Staat ,
nicht einmal Frankreich, auf sich nehmen. Infolgedessen
ist es bis jetzt immer wieder gelungen , krisenhafte Situa¬
tionen zu überwinden und die Bahn frei zu machen für
neue Verhandlungen .

Auch die Antwort , die die russische Delega¬
tion gestern überreicht hat , und deren genauer Wortlaut
wohl heute noch veröffentlicht werden lvird , geht offen-
sichtlich von dem Bestreben aus , ein Scheitern der Kon-
ferenz zu vermeiden und eine Fortführung der Verhand¬
lungen zu ermöglichen. Wie bekannt, ist es nicht nur die
politische Einsicht der Russen selbst gewesen, die solches
Bestreben veranlagte , sondern es war auch die vermit¬
telnde Tätigkeit der deutschen Delegation , die
das Verdienst daran trägt , daß die Russen sich die Redi -
gierung ihrer Antwort aufs sorgsamste überlegten .

Mit alledem ist aber natürlich noch lange nicht gesagt,
daß jetzt schon eine Einigung zwischen der Großen und
Kleinen Entente einerseits und Rußland andererseits so
gut wie sicher sei . Noch gibt es eine Reihe von Punkten ,
in denen Rußland eine abweichende Meinung vertritt .
Vor allem aber ist es die Forderung Rußlands nach der
sofortigen Bewilligung von Krediten ,
die eine Einigung außerordentlich erschweren diirste.

Und zwar verlangt Rußland , daß ihm , nachdem es
seinerseits die russischen Vorkriegsschutden anerkannt hat ,
diese Kredite vonRegierungzuRegierung ge-
währt werden. Rußland sollte wissen , daß ein solches
Verlangen ziemlich aussichtslos ist Praktisch kann es sich
heutzutage nur um Privatkredite handeln , die
unter gewissen Bürgschaften der Regierung des betreffen¬
den Landes eingeräumt werden. Ob aber solche Privat¬
kredite erschlossen werden können , ist zunächst zweifelhaft .
Denn Rußland müßte selbstverständlich für solche Kredite
ganz bestimmte Sicherheiten bieten . Es wäre nun Sache
der beteiligten Mächte, in eine Beratung darüber einzu-
treten , ob und inwieweit Rußland derartige Sicherheiten
bieten kann. Der Versuch wird zweifellos gemacht wer¬
den : derartige Beratungen werden, falls nicht Frankreich
einen neuen dicken Strich durch die Rechnung zieht, schon
in den nächsten Tagen stattfinden müssen.

Inzwischen haben die Mini st erpräs identen
Englands und Frankreichs Erklärungen abge¬
geben , die dazu bestimmt sind , einen Bruch der bisherigen
Entente zu vernleiden und die Gegensätze — und sei es
zunächst auch nur gefühlsmäßig — ein wenig zu Über¬
drücken . Lloyd George hat die Meldung der „Times ",
daß er in seiner Aussprache mit Barthou idas Ende der
Entente angekiindigt und gleichzeitig auf die franzosen¬
feindliche Stimmung in seinem eigenen Lande hingewie¬
sen habe, aufs entschiedenste dementiert ; und Barthon
hat die Nichtigkeit dieses Dementis bestätigt . Gleichzeitig
hat sich aber auch Poincar « mit Worten vernehmen lassen ,
die die ernste Absicht Frankreichs , die Entente aufrecht
zu erhalten , bekunden sollen. Die Gegensätze selbst werden
natürlich durch solche Erklärungen nicht aus der Welt
geschafft . Aber sie zeigen doch immerhin , daß man im
Augenblick nicht gewillt ist, die Dinge übers Knie zu
brechen .

Wir selbst haben an sich an einem Zerfall der Entente
gar kein Interesse . Ein durch seine imperialistische Politik
isoliertes Frankreich tvird untz, solange es an
diesem Imperialismus festhält , viel mehr Unannehmlich ,
keilen bereiten , als ein Frankreich , das , mit Eng¬
land verbündet , auf den vernünftigeren
Bundesgenossen Rücksicht nehmen mutz .
Wenn immer wieder behauptet wird , daß wir auf den
Gegensatz zwischen England und Frankreich spekulieren,
so ist das durchaus nicht richtig . Sticht der Gegen -
satz als solcher ist das Moment , das uns freut , sondern
einzig und allein die Tatsache, daß England eben für sich
eine wesentlich verständigere Politik verfolgt als
Frankreich. Gewiß gerät England dadurch ganz von selbst
in einen Gegensatz zu Frankreich . Besser wäre es für
uns , wie ftir die ganze übrige Welt , d . h . auch für Frank¬
reich selbst , wenn dieser Gegensatz nicht be »
st ä n d e. Verschwinden kann er aber nur dann , wenn
Frankreich sich endlich daran gewöhnt , in seiner Politik
Mit zwei Beilagen : Große Geld -Lotterie zugnuste

Deutschland gegenüber die Grundsätze der Billigkett und
der Vernunft anzuerkennen.

Für Frankreich ist — das wird wohl auch kein
Pariser Staatsmann verkennen wollen — die polttische
Entwicklung des letzten Jahres n i cht g ü n st i g gewesen .
Frankreich hat sich immer mehr isoliert . Und während es
noch vor drei Jahren als sog. „Vorkämpfer der Zivilisa -
tion " bei der großen Mehrheit der Nationen Triumph «
feiern konnte, muß es jetzt die betrübliche Feststellung
machen , daß von den Sympathien , die die Voraus¬
setzung für die Triumphe waren , nichts mehr übrig
geblieben i st , ja daß sich in der ganzen Welt der
Eindruck verstärkt, Frankreich sei durch den Weltkrieg zu
mächtig geworden und bedrohe durch seinen gesteigerten
Ehrgeiz von neuem den jungen , erst dreieinhalb Jahre
alten Frieden .

Diese Mißstimmung in der Welt , mit der Frank¬
reich sehr wohl zu rechnen hat , würde sich ganz erheblich
verstärken, wenn Frankreich unter völliger Loslösung von
seinen bisherigen Alliierten so eigensinnig und verblendet
iväre , am 1 . Juni in Deutschland einzumar -
schieren . Mit Ausnahme von einigen wenigen Mili -
taristen , die eine jede kriegerische Handlung , mag sie sich
nun in Europa oder sonstwo vbspielen, mit Genugtuung
begrüßen , wird kein Mensch in der ganzen Welt diese
Handlung billigen . Ihre wirtschaftlichen Folgen könnten
aber so sein , daß sie Maßnahmen auslösen , die für Frank -
reich unmittelbar höchst unangenehm sind.

Ob Frankreich wirklich auf eigene Faust den Vormarsch
beginnen wird, das ist eine Frage , die heute niemand be¬
antworten kann. Aus dem großen Getöse , das
die französische und belgische Presse machen , darf jeden¬
falls nicht geschlossen werden , daß Frankreich
heute bereits zum Einmarsch entschlossen ist . Die¬
ses Getöse könnte sehr wohl ein Theaterdonner sein, der
den Zweck hat, andere , und zwar nicht nur uns , ins
Bockshorn zu jagen . Unser Volk tut jedenfalls gut , wenn
es auch in dieser Frage ruhig bleibt und gelassen die Ent¬
wicklung der Dinge abwartet . Es hat sich eben doch im
letzten Jahre allerlei geändert , und gewiß nicht zu unse¬
ren Ungunsten geändert.

Zudem beginnen ja in diesen Tagen die Verhandlun -
gen in Paris über die Gewährung der inter -
nationalen Anleihe an Deutschland . Auch
Frankreich und Belgien haben die Notwendigkeit einer
solchen Anleihe anerkannt . Und wir haben zunächst keine
Veranlassung , diese Beratungen in Paris pessimistisch zu
betrachten. Deutschland wird im übrigen die fällige
Reparationsrate in Höhe von 50 Millionen Gold -
mark bis zum 15. Mai bezahlt haben. Und auch die
Antwortnote der deutschen Reichsregierung an die
Reparationskommission wird wohl so gehalten sein, daß
sie die Möglichkeit neuer Verhandlungen offen läßt , wenn .
sie auch im Prinzip die Forderung nach 60 Milliarden
neuen Steuern und nach Errichtung einer Finanzkontrolle
abermals ablehnt.

Tum 10. kDai.
Heute vor einem Jahr war es, daß der Reichspräsident den

damaligen Reichsfinanznrinister Dr . Wirth mit der Bildung
des Kabinetts beauftragte , welches die Durchführung der
sich aus der Annahme der Forderungen des Londoner Ultima¬
tums ergebenden Politik zu übernehmen bereit war . In der
Nachtsitzung vom 10. Mm 1831 hat der Reichstag mit 231 gegen
175 Stimmen das Londoner Ultimatum txrnt 5. Mai angenom¬
men und damit dem Kabinett Wirth , das die sog. Erfüllungs -
pÄitik eirrieitete, sein Vertrauen ausgesprochen. Denn in einer
Zeit aufgewühltester politischer Erregung unter dem nieder -
schlagenden Eindruck des Scheiterns der Londoner Verhand¬
lungen gebildeten Kabinett war die längste ÄmkSdauer von
allen nachrevolutionären Regierungen befchieden . Ist auch der
gegenwärtige Zeitpunkt der allerungeeignetste an dem histori¬
schen Datum des 10. M« rückschauende politische Betrachtungen
anzustellen in der Art, daß man an ein Fazit der bisherigen
Erfüllungspolitik zöge, oder andererseits dem Kabinett Dr .
Wirth das Horoskop zu stellen , so gibt doch der Tag zu einigen
allgemeinen Bemerkungen Anlaß .

Man erinnert sich, wieviel rm Laufe dieses einen Jahres für
und gegen die grundsätzliche außenpolitische Einstellung dieses
Kabinetts geschrieben und gesprochen worden ist, und doch ist

des Kölner Dombaus und 45. öffentliche Sitzunp

vielleicht ein Umstand in den ebenso umfangreichen als erreg «
ten Auseinandersetzungen über die PÄM de» Kcckinettäi
Wirth allzusehr hinter die Erörterungen über Ziel und Mög¬
lichkeit der Erfülkuigs Politik, über ihre Erfolge oder Mißer¬
folge zurückgetreten, der Umstand nämlich , daß die Politik der,
Erfüllung von Anfang an von ihren Vertretern als das ein¬
zig» überhaupt mögliche Mittel erklärt worden ist, um Volks
und Vaterland zu retten und den Berühigungsfaktor Zeit zur?
zwar langsamen , aber immerhin hoffnungsvollen Auswirkung
kommen zulassen. Dieser Gedanke stand auch an der Kitzel
der Kanzlerrede vom 10. Mai 1921, in der es u . a . heißt :

„Um das Reich und feine Einheit zu retten , um Deutsch¬
land vor der Gefahr feindlicher Invasionen zu bewahre«
und die deutsche Freiheit zu erhalten, dafür ist das deutsch«
Volk zu den größten Opfern bereit . Die deutsche Regie¬
rung nimmt au» diesem Grunde das Ultimatum an . Will
wissen, daß mit dieser Annahme gewaltige Folgen ve»
knüpft sein werden für die Gestaltung unseres Wirtschafts¬
lebens , wissen vor allem, daß die Mrkungen für die Welt,
wirtschaftliche Eingliederung Deutschlands außerordentlich!
schwer sein werden. Dir Verantwortung für die weltwirt¬
schaftlichen Folge« beS Ultimatums liegen auf der Gegen¬
seite. über eins aber volle Klarheit und volle Aufrichtig¬
keit : Zwecklos wäre es. ein Ja auszusprechen ohne den
ernsten und entschlossenen Willen, das Äußerste aufzubie¬
ten , um den uns auferlegten Lasten gerecht zu werden.
Rur durch Leistungen können wir unsere Gegner von dev
Aufrichtigkeit unseres Willens überzeugen und dadurch die
Atmosphäre schaffen , in der eine erträgliche Handhabung
ver Londoner Beschlüsse im Rahme» unserer Leistungs¬
fähigkeit gesichert wird."

Bei der damaligen Aussprache im Reichstaghat die Frage deq
oberschlesischen Entscheidung eine große Rolle gespielt; von
allen Seiten hat nian der Erwartung Ausdruck verliehen, diel
Annahme des Ultimatums werde auf die Entscheidung übeej
das Schicksal Oberschlesiens von günstigem Einfluß sein. Und
'die Deutschnaticmalen pochen heute in ihrem fortgesetzte«
Kampf gegen den Gedanken der Erfüllungspolitik und sein«
Träger immer wieder darauf , daß die oberschlesischen „Illu¬
sionen " des Kabinetts Wirth nicht in Erfüllung gegangen feien,
Demgegenüber mutz man sich daran erinnern , bis zu welchem!
Grade damals noch der ganze Ententekonzern unter dem aus¬
schlaggebenden Einfluß der französischen Machtdiktatur stand,
und sich die Frage vorlcgen: ob wir heute bei Ablehnung de»
Ultimatums und Verweigerung jedes Versuchs seiner Erfül¬
lung irr Genua -waren . Wkr die oberschlesische Frage zum Mit¬
telpunkt der seinerzeitigen Entscheidung und zum Prüfstein
für Erfolg oder Mißerfolg der Erfüllungspolitik macht, Set
geht mit Absicht um den eigentlichen Kern der Entscheidung
herum . Mit der Absicht nämlich , seine Haltung vom 10. Mat
1821 zu rechtfertigen und um darzutun , daß die Erfüllungs -
Politik in der Tat die „katastrophalen Folgen" gehabt hätte » di«
ihr damals von dieser Seite prophezeit worden sind .

Mer heute objektiv die entscheidungsvolle Wendung dev
deutschen Politik zur ErfWiing des Londoner Ultimatums im
Rahmen unserer Leistungsfähigkeitüberprüft , der wird zu dem
unbeirrbaren Urteil kommen , daß wir einmal im Mai vorigen
Jahres gar keine andere Möglichkeit hatten, das Reich zu ret¬
ten, als den Weg der Erfüllung einz >rschlagen, daß wir aber
auch andererseits nur auf diesem Wege nach Genua gelangen
konnten . Mag -man über die Aussichten der Genueser Konfe¬
renz -denken, wie man will — sie wird zweifellos manche der
auf sie gesetzten Hoffnungen -nicht verwirklichen —, den gewal¬
tigen Fortschritt wird man anerkennen müssen , daß man un»
heute nicht mehr ohne weiteres diktiert, sondern sich drüben in
den erregtesten ! Auseinandersetzungen über die Möglichkeit
und die Art unserer Wiedergutmachungsleiftungen befindet.
Der Geist , mit welchem man heute drüben das deutsche Pro¬
blem behandelt , ist oibne Zweifel in einer Umorientierung be¬
griffen , die nicht möglich gewesen wäre ohne die Entsiheidung
vom 10. Mai und die von diesem Zeitpunkt an datierende kon¬
sequente Politik des Kabineiss Dr . Wirth. —her.

politische Neuigkeiten.
Die Konferenz von Genua .

Die ReparatlonSsrage.
Haoas -berichtet aus Genua , glaubwürdigen Mitteilung « »

zufolge hätte Lloyd George den deutschen Delegierte« nach
ihrer letzten Besprechung mit ihm erklärt, daß England in¬
folge der Weigerung der französischen Regierung , vor dem!
31 . Mai einer interalliierten Beratung beizuwohnen, kestz

über die Verhandlungen des Badischen Landtage».



3ntmffe mehr an der RcparationSfraze nehme. Der eng-
tische Premierminister Härte also die deutschen Vertreter <n»f-
gefordert , in der Reparationsfrage mi . Frankreich «»« ittelbar
gu verhandeln . Man Haide in diesem Zusammenhang txwon
gesprochen , das; Lloyd George Barth, « bei seiner Unterredung
mit ihm am TamStag diesen Entschluß mitgeteilt halbe. Der
Havasvertreter versichert im Gegensatz hierzu , daß die Unter »
redung zwischen den Herden Staatsmännern keinen Augenblick
der Reparationsfrage gegolten habe. Wenn Lloyd George
auch diesen Entschluß nicht offiziell mitgeteilt habe, so habe
er doch mehrere Persontichleiten von seinen Mfichten in
Kenntnis gesetzt, und man könne danach als wahrscheinlich an »
»ehmen, daß die englische Regierung eine «bwartendr Hal-
tun « einnehmen werde. Dagegen besMigt der HavaSvertre »
1er nochmals die Meldung vom Samstag , daß Lloyd George
in seiner Unterredung mrt BarHou , ohne allerdings , wie be¬
hauptet worden sei, mit dem Abschluß neuer Allianzen zu
drohen, erklärt habe, die gegenwärtige Lag« könnte in Zu »
ikunfr England veranlassen , sich

' in seinen Freundschaftsbe-
zieh» ,»gen weniger exklusiv zu erweisen.

Die russische Antwortnote
wird Rachrichten aus Genua zufolge Mittwoch vormittag über¬
reicht werden . Über den Inhalt der Rote berichten die Blät¬
ter , daß die Note sehr konziliant laute , so daß sie die Möglich¬
keit zu weiteren Verhandlungen bildet. — Wie die „Vvssische
Zeitung " meldet, nehmen die Ruffen sämtliche Bestimmun¬
gen des Memorandums der Alliierten mit Ausnahme der
Artikel 1 und 7 (Propaganda und Wiederherstellung des Pri¬
vateigentums ) an . Sie verlange »» einige Änderungen des Ar¬
tikels 7 und außerdem die bedingungslose Zusicherung einer
Anleihe von 200 Millionen Pfund .

Der Berichterstatter des »Daily Chronicle" berichtet aus
Genua , in spätestens 2—3 Tagen werde sich das Schicksal der
Konferenz und vielleicht auch weiterer Dinge entscheiden .
Barth »« fei zurückgekommen, um hie Konferenz zum Schei¬
tern zu bringen und den Ruffen die Schuld zuzuschieben.
Es sei ober ziemlich sicher, daß die russische Antwort nicht
gänzlich ablehnend lauten werde , denn die russtsihen Ber -
treter schienen dir Lage so klar zu beurteilen , wie alle an -
deren .

Die russische Delegation hat einen vom 4 . d. MtS . datier¬
ten Brief Tfchitscherins an Schanzer veröffentlicht, worin ge¬
fragt wird , ob die französische Delegation nunmehr ihre Zu¬
stimmung zu dem Memorandum gegriben halbe, und wenn
nicht, »velches die Regierungen seien, die das Memorandum
billigten . Die Übergabe der russischen Antwort auf das Me¬
morandum dev politischen Unterkvmmission wird morgen
mittag erwartet .

Englisch-französische Freundschaftsversichernngea .
Hcvvas teilt mit , infolge der Erregung Lloyh Georges über

einen an den englischen Botschafter in Paris gerichteten
Brief Poincared zur Frage des Memorandums an die Ruf -
sen, in dem nur die Sympathie Frankreichs zu Belgien er¬
wähnt wird , 'hat Ministerpräsident Poincare am 7 . iöiai dem
englischen Botschafter ein neues Schreiben zugehen lasten, in
dem er erklärt , er sei nicht ans die Auslegung gefaßt gewesen ,
daß Frankreich die Freundschaft mit England vergrffen hätte ,
wenn es a,» feine Sympathie für Belgien erinnere , ohne die
erstere ausdrücklich zu erwähnen . Es gäbe keinen Franzosen ,
der sich nicht des englisch - französischen Zusammenwirkens vor,
in und nach dem Kriege erinnere »nd der nicht von ganzem
Herze« die Fortdauer dieser freundschaftlichen Beziehungen
wünsche . In einer Frage jedoch, die allgemeines Interesse
zu besitzen scheine, die an den Grundsätzen des Privateigen¬
tums rühre , sei es natürlich gewesen, daß Frankreich von
8 Verbündeten , für die es die gleiche Freundschast hege, nicht
denjenigen verleugnen könne , dem es besonderen Dank sthulde .

Die britisch « Delegation gibt den Wortlaut des Briefes
Lloyd Georges an Barthou bekannt , auf de» der letztere mit
seinem bereits veröffentlichten Schreiben geantwortet hat .
In dem Brief Lloyd Georges heißt eS:

Ach bin benachrichtigt worden , daß heute in englischen Ze>-
tungen ein Bericht über unsere Unterredung vom Samstag
erscheint, »vonach ich erklärt hohen soll, daß di« Entente zwi¬
schen Frankreich und Großbritannien zu Ende sei, und daß
meine Ratgeber in mich dringen , ein Abkommen mit Deutsch¬
land zu schließen . Ich habe bereits Herrn Chamberlain , der
mich während meiner Abwesenheit als Premierminister oer-
tritt , ersucht , dies« böswilligen Erfindungen heute nachmittag
im Parlament zu dementiere « und ich würde Ihnen sehr ver¬
bunden sein , wenn Sie ihrerseits diesen beiden Behauptun¬
gen widersprechen würden . Ich ersuche darum , weil ich, wie
Ihnen bekannt ist, die französisch - britische Zusammenarbeit zu
hoch schäbe , um zuzulaffeu , daß in der Öffentlichkeit lüg¬
nerische Behauptungen Wer diesen- Gegenstand verbreitet
werden , und dies in einem Augenblick. der von der größten
Wichtigkeit für di« Beziehungen der Leiden Länder ist. Lange
vor dem Kriege bin ich ein aufrchtiger Anhänger der Entente
Arischen Frankreich und England gewesen, und für mich wie
für jeden Engländer hat diese Freundschaft um so größeren
Wert , als sie durch die gemeinsamen Opfer geheiligt worden
ist . Daher »nein lebhafter Wunsch, daß nichts geschehen
-möchte, was die Auffassungen unserer beiden großen Demo¬

Lnndestbester.
„Der Freischütz ."

In der gestrigen „Freischütz"zAu-ffühvung setzte Frl . Jülich
de Bogt aus Frankfurt in der Partie der Agathe ihr Bewer-
bnngsspiel fort . Man gewann auch dieSinal den Eindruck, daß
die Sängerin bei aller Erfahrung und Routine twch nicht die
gesangliche »» und darftellcrisck »en Eigenschiiten besitzt, die von
einer Vertreterin gerade des Faches der Jugendlich -Dramati¬
schen an der Karlsruher Bühne verlangt werden müssen. Die
Notwendigkeit eines künstlerischhochv'ertigei », möglichsthoruoge-
nei , Ensembles liegt für uirsere Oper zu klar am Tage , als
daß man nicht versuchen sollte , nur die denkbar besten unter
den für uns in Frage korninendei » Kräften hierher zu ziehen.
Es heißt also u. E , vorläufig weiter suchen. E . R ü s.

\ V . Der Bortragsabcnv Ludwig Wüllner , der seinerzeit ver¬
schoben werden «ruhte, hat nunmehr am Freitag i»n Ein¬
trachtssaal stattgefunden . Er wurde zu einem Ereignis für
jeden Empfänglichen . Der greise Portragskünstler sprach
zuerst einige Shillersche Gedichte , dann Lessings Erzählung
von den drei Ringen ans dem «Nathan "

, ferner einigê Bal¬
laden von Goethe und dann das havinlos -henere Märchen
Andersens vom Schweinehirten . Am allerbesten liegt »hm
toohl die wuchtige Sprache -Schillers , denn die weitest bekannten
Dichtungen «Werte des Wahns "

, „Werte des Glaubens " , „ Die
W>eale " brachte er mit einer Eindringlichkeit zu Gehör , die
auf manchen, desien Empfinden infolge der Zeitnöte im Ma¬
temellen halb und halb erstarrt sei»» mag, fast wie eine Offen¬
barung wirkte . Di« Wiedergabe der gehaltvollen Lesfingschen
Erzählung ließ alle ihre Feinheiten zu allerschönster Wirkung
koinmen. Arrch Goethes Dichtungen tiefgründigen JnbaltS ge¬
langten zu machtvoller Wirkung , besonders der «Promelhcus " .
Der airerkannte Meister des WorcS erzielr seine Wirkring fast
nur durch seine sonore Stimine , die er in der Gewalt hat wie
selten jemand, und sein eindrucksvolles Mienenspiel , unter¬
stützt von denkbar knappen aber sprechenden Gelten . Der
Künstler wnrde lobhaft gefeiert .

kratien treirnen könnte, deren Zusammenhalicn von so großer
Wichtigkeit für den Frieden Europas ist.

Reue Lrrhanhluu -e« mit der Reparationstommission .
Die Antwortnote der RrichSregiernn , auf Pie Rote der Re¬

parationskommission vom 18. April , in der sich dt« Repa¬
rationskommission bereit erklärt , jede praktisch« Anre ^ in ,
tu Prüfen , die von der deutschen Regierung zur Lösung der
Schwierigwteiten , in der sie sich befindet, vorgebracht wird ,
wird heute (Mitiwoch) überreicht weiden . Die deutsche Ant¬
wortnote , die einen We, z« weiteren Verhandlungen eröffnet,
war Gegenstand der Besprechung der Parteiführer , die in die
Reichskanzlei geladen waren . Finanzminister Dr . Hermes
erläuterte in großen Zügen die Antwortnote .

Lrnäbnrngstragen.
tzdn Hauptausschuß des ReichstqgS »nachte nach der Rede

des Reichsernährungsininisters Dr . Fehr Staatssekretär Dr .
Heinrici Ausführungen über den Stand Der Kouferveu-AuS-
fuhr. Im vorigen Jahr fei für Konserven ein AuSfichrkon-
tingent von einer Million Kilogramm Spargel und 600000
Kilogramm Gemüse- und OibMonserven genehmigt gewesen.
Dieses Kontingent habe di« Konserveniridustrie nicht voll auS-
genutzt. Im kaufenden Jahr sei von den in Frage kommenden
Stellen ein Antrag « auf gleiche AusfnhrerlauibniS wie im Vor¬
jahr gestellt worden , der augenblicklich noch Gegenstand der
Verhandlungen in Verbindung mit sämtlichen Jntereffenten -
kreisen bilde. Der Staatssekretär betonte noch, daß der Ge¬
sanitesfekt der .Konservenindustrie für die inländische Wirt -
.fdjaft von keiner ausschlaggebenden Bedeutung sei. Das Fisch¬
ausfuhrverbot fei bei Beginn der größeren King « aufgehoben
worden . Außerdem sei den Fischdampfern im vorigen Winter
die Weisung erteilt worden , soweit sie ihre Kohlen im Jn -
lande bunkern, auch ihre Fänge lediglich iin Jnlandc zu
löschen . Ein derartiges Verbot lasse sich aber nur solange
rechtfertigen, als die Fischdampfer iltländfiche .Kohlen beziehen.
Leider sei infolge der ungünstigen Situation Deutschland ein
sehr erheblicher Teil der Fischdampfer auf AuslandSköhle an¬
gewiesen, trotzdem seien di« Fischliefernngen nicht durchaus
unbefriedigend gewesen und im Verhältnis zum Kalorienwert
sei der Fischpreis noch als nicht übermäßig hoch zu bezeichnen .

Über die Frage , ob im laufenden Jahre wieder wie im Vor¬
jahre eine GetreidenuUage veranstaltet »verden soll , entspann
sich ei-ne ausführliche Diskussion , an der sich die Abgg . Döbrich j
(D . SBjj.j , Hoch (Soz .) , Tr . Hertz (N . ) u . a . beteiligten . Abg.
Dr . Böhme (Dem .) fragte , ilvarnm gerade der Landwirtschaft
allein immer die Lasten auferlegt »vürden , um die Slot der
übrigen Bevölkerung zu lindern . Selbstverständlich wolle auch
die Landwirtschaft gern ihr Teil dazu beitragen , aber Han -
del und Industrie hatten reichlich verdient und müßten ckben-
falls zur Verbilligung der Lebensmittel herangezogen werden.
Abg. Schlack (Ztr .) war der Meinung , daß di« alte Getreide¬
umlage nicht mehr aufleben sollte . Aber eine Sicherstellung
in der Erfassung des notwendigen Getreides in der vorjähri¬
gen Höhe zu einem angeinessenen Preis , wie Hu gerecht«« »' :ffe
die Landwirtschaft fordern dürfe , müffe uirter allen Uin ' iäu -
den geschehen . Mg . Döbrich (D . Vp.) vermißte , daß die An»
tragstcller , die eine Eetreideumlage um 4,5 Millionen Ton¬
nen neu einführen wollten , nichts über deren Durchführirng
gesagt hätten . Abg . Blum (Ztr .) betonte die große Unzufrie¬
denheit und Aufregung , welche sich im ganzen Lande gegen die
Getreideumlage richte . Würde eine ausreichende Kartoffel -
versorgung vorhanden sein , mindere sich auch die Nachfrage
-und der Preis für Brotgetreide . Jedenfalls dürfe man der
Landwirtschaft , namentlich angesichts der hohen Steuerlasten ,
die sie zu tragen hübe, keine Getre -idesoridersteuer aufladeir .
Das Reich müsse für eine angemeffene Brotreserve sorgen. Tie
ganze Regelung auch namentlich die der Preise , sei nur im !
Einvernehmen »nit dem landwirtschaftlicven Berufsstande zu
treffen . — Nach weiterer Debatte vertagte sich der Ausschuß
auf morgen.

*

Die sozialdemokratische Reichstagsfräktion hat zuu » Hans ,
halt des Reichsernährungsministerinms den Antrag einge- j
bracht , daß für das Wirtschaftsjahr 1022/23 das Nmlagever -

'

fahren für Brotgetreide in der Höhe von 4 )4 Millionen Ton - '
»ten beibehalten werden soll . Der Kartoffrlbedarf der ver¬
sorgungsberechtigten Bevölkerung soll durch privatrechtliche
LiefernngSvertriige mit ErfüllungsznHng sichergestellt werden . ,
Gleichzeitig sollen Richtpreise einheitlich für has gesamte Reich !
auf der Grundlage der durchschnittlichen Gestehungskosten \
festgesetzt werden . Eirdlich fordert der -Antrag die Wiederein » s
führnng der Zwangsbewirtschaftnng des Zuckers, da nach der >
Aushebung der Zuckerzwangswirtschaft erheblicher Zucker- i
Mangel und außerordentliche Verteuerung des Verbrauchs - j
zuckers eingetreten sei . Es soll angestrebt werden , der Be - i
völkerung Pro Kopf und Woche % Pfund Zucker zur Ver - >
fiigung zu stellen, außerdem für Säuglinge pro Kopf und
Woche 1 Pfunid . Die Preisfestsetzung für Perbrauchs .; ,icker soll
unter Berücksichtigung der tatsächlichen Gestehungskosten n»it >
Zustiinniung des Ernährungsministeriuins erfolgen .

Kesatzungsversckwendung .
. Die «Frkf . Ztg." schreibt :

Wann wird endlich der europäische Geist auch bei jenen Stel¬
len einziehen, die dir Kosten der rheinischen Besatzung bestim¬
men? Je mehr darüber bekannt wird , desto unbegreiflicher
wird die Rücksiihtslosigkeit gegen die zerstörten nordfranzöst -
schen Gebiete, desto auffallender wird der Gegensatz zwischen
der Verschwendung deutscher Leistungssähigseit durch die Be¬
satzung und den ungemilderten Leiden in der ehemaligen
Kriegszone . Die interalliierte Rheinlandkommission besitzt
3000 Angestellte und Beamte mit — gemessen an der deutschen
Preislage — überhohen Gehältern ; auch für die Einsetzung
von 100 Kreisdelegierteu in» ganzen Rheinland läßt sich ir¬
gendein vertragsmäßiger und vernünftiger Grund nicht fin¬
den. Trotzdein verbrauchen sie ganz unvcrhältnismätzige

Summen . Mehrfach sind die Ansprüche der französischen Mi¬
litärs n,P Beamten mitgeteilt worden, die ja die Mehrzahl
bilden. Aber die Verhältnisse bei den übrigen VesatznngSmäch -
ten find iiicht viel anders . Wir greifen als Beispiel den
Krrisdelegierten der Interalliierten Rheinlandkommission irt
dem kleinen Landstädtchen Bergheim heraus , einen britischen
Hanptman « R . Williamson , desien Wohnung und Wohniungs-
rinrichtuug dem Reich eine« Kostenaufwand von 404116 .39
Mark verursachte. Diese Unsumme setzt sich in der Hauptsache
aus den folgenden einzelnen Bedürfnissen zusammen :

1 Wohnsalon, Empire -Ausführung irr Mahagoni mit Bronce
zu 80 000 Mark , Ankleidezimmer , Ausführung in seinem
Matt - Lack , bestehend aus Wäscheschrank , Garderobenschrank,
Chifjonnicre , verstellbarem Slnkleidespiegel , rundem Frisier -
tisch mit Glasplatte , Frisiersessel mit Bezug 16000 M ., 1
loeitzlackiertes Schlafzimmer 11680 M » l Schlafzimmer po¬
liert Kirschbaum mit weiß Ahorn - zu 35 800 M ., 1 Speisezim¬
mer , matt Nußbaum mir weiß Ahorn 43 000 SR ., 1 Schlafzim .
mer für Dienstpersonal 6400 M.

An Einzelheiten sind zu erwähnen : Beansfirhtigung für die
Einrichtung der Wohnung des DelrIierte « d»crch einen beson .
deren Ingenieur 4027 M. Für die Lieferung von Danmst 9283
Mark , 1 Betthimmelhinterwand aus bla »rrr Seide 984 M .,
3 Rohseidedekorationen zu 8010 M ., Steppdecken rosa Seide
für das Gästezimmer 19160 M . , 1 blauer Seidenvorhang 8<B

Mark , 1 Spihcudeckr zu 1300 M ., 2 echte Filrtdrckeu zu 300
Mark. 1 zu 700 M .. 1 ovale Decke zu 1680 M ., 1 Filetdecke z«
2009 M ., 1 indische , Teppich zu 1300 M . 1 zu 1276 SR-.,- 1 z« •
3400 M . l zu 3960 M .. 1 Beiourteppich zu 2100 M ., 1 Bonche .
teppich zu 3800 M ., 1 Teppich für das Ankleidezimmer zu
3800 Ml , 1 Schreibzeug mit Löscher zu 1353 M ., 1 Bonbon
»irre mit Teckel zu 668 M» 1 Federhalter zu 64,70 M ., 1
Schreibmappe zu 1666 M . . 1 Schreibzeug zu 229 .80 M . . 1
Löicher zu 76,80 M ., 4 Basen für zusamrnen 883 M.

So wird die dringeudr europäisch « Notwendigkeit der Re-
paratio « sabotiert . Dabei stellen die Kreisdelegierten anderen
Nationalitäten noch weit höhere Ansprüche .

Irurze polit. Nacbricbten.
* Der Hauptansschntz des Reichstages nahm eine Entschlie¬

ßung des Zentrums an » die Reichsregierung zur Vorlage eineff
Gesetzentwurfs aufzufordern , wonach in Zukunft Verkäufe von»
Grund und Boden (Ländereien ) an Ausländer von % Hektar
Größe an und nicht erst von 5 Hektar an der Genehmigung
der Regierung bedürfen .

Die Rate für 15. Mai . Wie die Blätter von zuständiger
Stell « erfahren , wird die Rate von 50 Millionen Goldmark,
die die ReparationSkomnrifsion für den 15. Mai vorgeschriebe «
hat , pünktlich bezahlt «verden.

Wadiscbe ^Aebersicbt.
Vsdiscder Landtag .

DZ. Karlsruhe , 9. Mai .
Die allgemeine Kultus - und Untcrrichtsdebatte eröffnet der

Zcntruinsabgeordnete Dr . Föhr . Der Redner führte aus :
Wahre Dolkskultur sei nur auf dem Boden der christlichen
Weltanschauung möglich . Der Kirche gegenüber bestehe eine
Rechtspflicht des Staates . Der Redner berührte die Notlage
der Geistlichen und ernpfahl die baldige Änderung des Kirchen¬
steuergesetzes zwecks Aufbringung größerer Mittel . Die Ver¬
dienste der Geistlichkeit im öffentlichen Leben und besonders
auf dem Gebiete der Charitas seien unbestritten . Deshalb !
müffe man die Angriffe des Abg . Bock , der von einem Hand¬
werk sprach, zurückweisen , nicht minder den abfälligen Bericht
über die Tätigkeit der Geistlichen , den das Generalkommando
während des Krieges nach Berlin schickte. (Lebhafte Zustim¬
mung ) . Redner nahm sich »varrri der Wünsche der nicht plan¬
mäßigen Universitätsbeamten an und beleuchtete dann die
große Not in den Kreisen der Studentenschaft . Zur Unterstül -
zung der Studierenden sei dankenswerter Weise s^hr viel ge-
sihehen . So haben die Freiburger Mensa academica segens¬
reich gewirkt. Ein Ziel der Hochschulen müffe sein, auch sozial
ausgleichend zu wirken. Zu den Mittelschulen übergehend
warnt Abg . Dr . Föhr vor einer »veiteren Zurückdrängung der
G >; mnasialabteilung . Durch die Schaffung des deutschen Ghm-
nasiuins und die damit verbundene Erleichterung des Über¬
tritts zum akademischen Studimn »vürde das Bildungsproleta¬
riat nur noch vermehrt . Das Interesse an der Volksschule sei
erfreulicherweise gewachsen und es scheine, daß die religiöse
Unterweisung immer mehr als Wejenselement der Erziehung
auch innerhalb der Lehrerschaft erkannt wird . Wir begrüßen
eS, daß der Minister ebenfalls a»»f diesem Standpunkt steh».
Es ist die Voraussetzung für »»nsere Mitarbeit a»» der Schul¬
reform . Wir wollen rieben den Rechten des Staates auch die
der Eltern und Kirche gewahrt wissen . Wir wünschen die Pflege
des vaterländischen Gedankens in der Schule , ebenso die Forde¬
rung des Gedankens der Wlkerversöhnung . Es liegt uns fern»
die konfessionellen Gegensätze zu entfachen. Redner hebt auf
die außerordentliche Wichtigkeit des kommenden Reichsschul »
gcsetzes ab . Er empfiehlt die Arbeitsschule und Belebung de-
Unterrichts durch Hinweise auf die heiinattichen Verhältnisse.
Die Ausrvahl der Lesestücke bedarf große Sorgfalt . Im neuen
Lesebuch sollten auch die beiinatlickcn Schriftsteller zu Worte
kommen.

Abg . Graf (Soz . ) lehnt die Forderung für Kultuszwecke ab.
Der Bildungsgang darf nicht abhängig sein von den Geldmit -
telir der Eltern , soirdern von der Qualifikation des Kindes.
Dies spricht Art . 146 , Abs . 3 der Reichsverfassung aus . Der
Neuaufbau unseres Schulwesens hätte etwas rascher vor sich
gehen sollen . Die Volksschule als Grundlage darf nicht ver¬
nachlässigt werden. Wir brauche»» eine vertiefte Erziehung ,
wissenschaftliche Lehrerbildung . Daher begrüßen wir, daß an
Stelle des Seminars das Hochschulstudium der Lehrer tritt .
Redner bespricht dann allgemeine Schulfragen . Er legt Wert
darauf , daß man »virtschaftliche und geistige Führer heran¬
zieht, die auch dem Volksstaat gerecht werden und dem Gedan¬
ken der Völkerversöhnung dienen. Die rvahre Vergangenheit
soll unseren Kindern nicht vorcnthalten »verden, wir wollen
nur , daß das Anekdotenhafte des Personenkultus aus dem
Lesebuch verschwindet. Zum Fall Ka»»torowicz-Below bemerkt der
Redner u . a ., der Senat muß in seinem Bestreben, Ordnung und
Ruh« zu halten , gegen alle Teile gerecht >»nd objektiv verfahren .
Oblvohl grundsätzlich auf dem Boden der weltlichen Schule
stehend, findet sich die Sozialdemokratie in Baden mit der Sr -
multanschule ab , um so den Burgfrieden zu wahren . Wüir»
scheu nach ungeteilter Uirterrichtszeit sollte mai» entgegenkom-
men. Redner erwartet in Bälde ein badisches Schulgesetz . Zu -
vor müßten natürlich die beteiligten Kreise gehört »verden. Je
tlciner die Klaflenziffer, desto bester wird der Unterricht sein.
Unter den Kindern möge man nicht zu viel differenzieren .
Redner würdigt die Verdienste der Städte um das Schulwesen
und wünscht auch »oeiterhin ihre Mitwirkung . Er fordert fer¬
ner die allgemeine Durchführung der Lernmittelfreiheit .

Weiterberatung : Mittwoch vormittag 9 Uhr.

DZ . Karlsruhe , 10 . Mai .
Der Landtag setzte heute die Kultus - und UnterrichtSdrbatt «

fort . Abg . Weber (D . Vp.) wünscht baldige Vorlage des neuen
Kirchenfteuergesetzes. Er erkennt die moralische Pflicht des
Staates an . der Not der Kirchen zu steuern . Der an den Hoch¬
schulen gepflegte vaterländische Geist dürfe nicht mit Schlag¬
worten wie Nationalismus und Chauvinismus abgetan wer¬
den . Redner ist Anhänger des Gymnasiums in der alten Form ;
er vertritt die Forderungen des badischen Philologenverein - »
betont bas erzieherische Moment der Schule und bekennt sich
zur Simultanfchule in Baden .

Abg. Frau U» ,er spricht für die Unabhängigen , wobei sie
den Geschichtsunterricht bemängelt , die Einheitsschule fordert
und die religöse Unterweisung ablehnt .

Abg . Hofhei «, (Dem .) hebt hervor , daß die Schule vor allem
dem Staatsintereff « zu dienen habe. Der Personenkreis de-
Ministeriums sei zu klein , um die gewaltige Reformarbeit be.
wältigen zu können. Die Volksschulabteilung- brauche unbe .
dingt mehr Ministerialräte . Eine Rechtsverpflichtung de»
Staate » gegenüber der Kirche vermag di« demokratischemFraß,

tion nickt anzucrkennen . Erziebungsänstalt müßten auch die



ffflHrrftt € x$nlm , nicht allein dir Volksschule sein . Der Redner
^ machte sodann interessante fachmännische Ausführungen . Die

Schulgesetzgebung von 1878 (Simultanschule ) habe nicht ent.
tzhufcht . Die Borwürfe der Zenttumspreffe gegen den deut»
«chei» bezw. badischen Lehrerverein seien unbegründet . Redner
«« dert gröbere Bildungsmöglichkeiten für das Land und
nimmt fick lebhaft der Wünsche der Lehrerschaft in bezug auf
ihre Besoldung?- und Anstellungsverhältnisse an . Er betont
an« Schluß : Ein Schulgesetz differenziert nach parteipoliti -
fön , konfessionellen oder sonstigen Gesichtspunkten, wäre für.
ttn» unannehmbar .

Weiterberatung nachmittag».
»

Dir Arbeitsvernuttelunz durch die Arbeitsnachweise,
wurde in der letzten Sitzung de» Haushaltsausschufse » eben»

besprochen . Ein Rrgierun -Overtreter teilte mit , daß zur -
^ it in Baden 30 Arbeitsämter und 88 Bezirksarbeitsnachweise
Gchtehcn. Im Jahre 1980 find 187 000 Arbeitsvermittlungen
»orgenommen worden, ein Beweis , wie notwendig Ke ArbeitS-
Nachweise find.

Ein Aeatrumsvertreter wünscht die Einstellung einer gewis.
frn Summe für die Bornahnre von Berufsberatung , die drin»
gend nötig sei, da im allgemeinen über die einzelnen Berufe ,
ihre Vorteil« und Schattenseiten noch viel zu wenig Kenntnisse
im Publikum verbreitet seien. — Darauf entspinnt sich eine
längere Debatte über die Arbeitsvermittlung für die Stellen
auf dem Lande und in der Stadt . Ein Zentrumsvertre -
«er beklagte sich, daß das Land oft keine Arbeiter erhalten
Könnte, da sich zu wenig Arbeitssuchende für die Tätigkeit auf
devl Lande melden. Die Landwirte müßten doch im Allgemein¬
interesse Arbeiter erhalten . — Ein Vertreter des Landbnndes
Gemerkte, die Industrie nimmt uns auf dem Lande die Ar¬
beitskräfte weg, weil die Löhne, welche die Industrie bezahlt,
die Landwirtschaft nicht gewähren könne.

Der Arbeitsminister erklärte, daß für die Landwirtschaft viele
Arbeitskräfte vermittelt Worhen seien. Verheiratete Arbeiter
Könnten eben auf dem Lande näht dauernd Arbeit finden .

Sozialdemokratische Vertreter entgegnen Km ZentrumSred -
«er, daß oftmals auf dem Lande selbst für Bauernsöhne keine
Verwendung sei . ES seien nicht nur die Lohne der Landarbei¬
ter, sondern auch die Verkaufspreise der landwirtschaftlichen
Produkte gestiegen.

Ein deutfchnatioualer Redner beklagt, daß in manchen In¬
dustrien gar keine Lehre für die jungen Leut« mehr nötig sei ;
fi« erhielten auch als ungelernte Arbeiter entsprechende Löhne.
Das sei eine Gefahr für die Jttdustrie . Es wird ihm von dem
« nabhängigen Vertreter erwidert , daß nicht einnral alle Lehr»
linge an Ostern Lehrstellen bekommen könnten. In Mann »
Heim wollten 1500 junge Leute Lehrstellen haben , nur 400
Sonnten solche erhalten .

Ein sozialdemokratischer Vertreter hatte die Erhöhung der
Position von 390 000 M . zur Förderung de» öftentlichen Ar¬
beitsnachweises auf ettva 1500000 M. im nächsten Nachtrag
»erlangt , da die Arbeitsämter große und volkswirtschaftlich
außerordentlich notwendige Arbeit leisteten. Der Antrag wurde
angenommen .

Dir Geschäftslage des Landtages
»eranlaßte gestern morgen den Vertrauensmänner »
« nsschuß zu kurzer Aussprache . ES ist in unserem Blatte
Sei Beginn - der Arbeiten des Landtages nach Ostern schon
aus die Fülle des Arbeitsstoffes hingewiesen worden , welche
Sie Landboten noch in dieser Legislaturperiode — etwa bis
Mnbe Juli oder Anfang August — zu bewältigen haben .
Wegenwärtig ist das Arlbeitsministerium im Haus »
DaltSauSschuß in Angrift genommen , dann wird folgen das
Finanzministerium . Weide Voranschläge sind dann aber im
Mmmm zu behandeln . Das wird nach Pfingsten geschehen,
ßstn Laufe dieser Woche soll in öffentlicher Sitzung noch daS
Budget des Kultus und Unterrichts — mit Ausschluß des
ikitels : Wissenschaftenund Künste, der im Haushaltsausschuh
pwch nicht vorberaten ist — verabschiedet werden . Dann
Hoben di« Ausschüsse in Funktion zu treten ; damit ihr«
AÄtigkeit nicht durch Sitzungen des Plenums unterbrochen
tznlnd, sollen sie bis Pfingsten ständig tagen . Dadurch dürft «
je» möglich sein , den Staatsvoranschlag zum grüßten Teile
jnt Haushaltsausschuß erledigen zu können ; im Rechtspflege.
Ausschuß und im Ausschuß für Gesuche und Beschwerden wer¬
den ebenfalls die diesen Ausschüssen überwiesenen Eingänge
Geprüft und für di« Plenarsitzungen vorbereitet sein . Aus
Wese Weife hofft man , die dem Landtag Obliegenden Auf.
Wcheu gründlich und zweckmäßig erledigen zu können , ganz
'abgesehen davon , daß natürlich auch noch andere Fragen als
der StaatSvoransiblog unser heimisches Parlament beschäf¬
tigen müssen . - • -

Zum Streik im Zementwerk Leimen
hot di« .-Heidelberger Volksßeitung" wiederholt Eiusendun -
nen Raum gegeben, in welchen gegen das angeblich ^über »
Güissige" Polizeiaufgebot zum Schutze der Werkanlagen Pro¬
test erhöben wurde . Es wird dabei behauptet , der Arbeiter -r t würde kein polizeilicher Schutz werden, wühl aber stände

republikanische Polizei zum Schutze der kapitalistischen
Interessen zur Verfügung . Die Polizei in Baden verhält sich

in wirtschaftlichen Kämpfen den Parteien gegenüber absolut
neutral . Wenn aber , wie das in Leime » der Fall ist , ver¬
brecherische Unternehmungen gegen Werkanlagen ausgeführt
Werden , dann ist es Pflicht der Polizei , die Täter zu er¬
mitteln und vorbeugende Maßnahmen zu treffen . Es ist eine
Gar? auffallende Tatsacke, daß die Mitarbeiter der „Heidel¬
berger Bolkszeitung " auf die Streike irden keineswegs beleh-
ttnd eimvirteu , um diese zu veranlassen , die Führung de»
Mampfe » mit Sprengkapsel und Zündschnur zu unterlassen .
Diesem Beispiel kann sine Staatsbehörde selbstverständlich
Wicht folgen, im Gegenteil , sie muß dem Gesetze Geltung vcr»
Waffen , wenn fi« sich nicht selbst aufgeiben will . DaS , waS
Wh in Leimen zum Teil abgespielt hat , läßt sich weder ver -
Mwigen, nock hat dies mit gewerkschaftlicher KanrpfeStakW
»egend etwas zu tun . Verschärft wird der Kampf in Leimen
tthht durck die Polizei , sondern tmrch Leute, denen der
Streik und die Fabrikschiießung willkommene Mittel find, um»
Wer Radaulust zu fröhnen .

Lntsweidungen des badischen ver-
vsltungsgerichrsbokes.

s . Auf die Bereinigung eine» Teil» eine» Jagdbezirke » n«U
einet Rachbarja^ durch Unterpacht findet 8 lüg Ziffer 2 de»

Jagdgefetze» keine Aaweavang .
Nach 8 10 g Ziff . 2 JagdGef . ist die Aufhebung de» Pacht»

»ertrag » dann zugelaffen, wenn die Pächter der Gemeindejagd
oder einzelne derselben an Dritte die Erlaubnis zur Ausübung
der Jagd gegen Entgelt oder gegen Beteiligung an der Tragung
de» Jagdpachtzinses erteilen . Die bei Abänderung des Jagd¬
Gef. durch das Gesetz vom 29 . April 1888 in das JagdGef . aus¬
genommen« Bestimmung des 8 10 g Ziff . 2 soll nach der Ent »
stehungsgeschichte der bis dahin vielfach bestehenden Übung
der Annahme stiller Teilhaber an den Gemeindejagden ent¬
gegentreten und will insbesondere verhindern , daß die für die
Gemeindejagdbezirke in § 10 Abf . 1 JagdGef . vorgesehene
Höchstzahl von 3 Jagdpachtern nachträglich durch Zulassung
von Gastschützen gegen Entgelt oder Beteiligung an Tragung
de» Jagdpachtzinses umgangen wird. Mit Unrecht hat der Be¬
zirksrat in dem Umstande, daß der Pächter R. des Jagddistrikt »
I der Gemeinde Gr . ungefähr den 6 . Teil gegen eine diesem
Teilverhältnis entsprechende Unterpachtsumme von jährlich
720 M. zur selbständigen Jagdausübung an die Jagdgenoffen¬
schaft der benachbarten Gemeindejagd zum Zwecke besserer
Abrundung des Jagdgebiets , überlassen habe, einen Grund zur
Aufhebung des Jagdpachtvertrags nach § 10 g Ziff . 2 JagdGef .
erblickt . Denn es handelt sich hier nicht darum , daß «eben
dem Pächter der Gemeindejagd, bezw . den Mstgliedern der
auf dem Gemeindejagdbezirk jagdausübungsberechtigten Jagd -
genoffenschaft weiteren Personen die Erlaubnis zur Jagdaus¬
übung erteilt werden soll, sondern vielmehr darum , daß ein
Teil des Jagdbezirks dem Jagdgebiet einer benachbarten Ge¬
meindejagd zugeschlagen werden soll und auf ihm anstelle des
Pächters der Gemeindejagd die Jagdpächter der benachbarten
Gemeindejagd zur Jagdausübung berechtigt sein sollen. Eine
stille Teilhaberschaft an der Gemeindejagd kommt hienach nicht
in Frage , ebensowenig eine Überschreitung der Höchstzahl der
Jagdpächter , da durch die Bereinigung des fraglichen Gebiets
mit der Nachbarjagd es als aus dem Gemeindejagdbezirk Gr .
ausgeschieden zu betrachten ist. Es liegt eine in tz 10 Satz 2
JagdGef . vorgesehene Unterverpachtung vor, der allerdings
eine rechtliche Wirkung nicht zukommt, da die Genehmigung
des Bezirksamts zu ihr nicht erwirkt wurde und auch der Ge-
meinderat seine Zustimmung nicht erteilt hat ; die Mitglieder
der Jagdgenossenschaft haben durch sie also ein Recht zur Jagd¬
ausübung auf dem abgetretenen Gebiet nicht erworben . Wäh¬
rend aber bei Zuwiderhandlungen gegen den ersten Satz des
§ 10 JagdGef . die Aufhebung des Pachtvertrags in 8 10 g
Ziff . 1 vorgesehen ist, findet sich eine ähnliche Besttmmung be¬
züglich der Verstöße gegen »en zweiten Satz des 8 10 in 8 10 g
Ziff . 2 nicht vor . Eine Ausdehnung der letzteren Vorschrift auf
solche Verstöße erscheint nicht angängig , die Fälle des 8 10 g
als einer Ausnahmebestimmung sind streng auszulegen . We¬
gen eines Verstoßes gegen 8 10 Satz 2 JagdGef . (und die sich
auf diese Bestimmung gründende Ziffer 3 des Normalpacht¬
vertrags ) konnte daher eine Aufhebung des Pachtvertrags im
Verwaltungsweg nicht erfolgen ; die Entscheidung darüber , ob
Hierwegen etwa die Aufhebung oder Kündigung des Pachtver¬
trags zulässig wäre , stünde in diesem Fall vielmehr lediglich
den bürgerlichen Gerichten zu. (Urteil vom 18. Oktober 1921
Nr . 38W.)
18. Rur die Einwohner eine, Gemeinde , nicht auch die Haus -
eigenttimer als folchr, können zur Dienstleistung in Brand -

fällrn verpflichtet « erden.
Rach den maßgebenden gesetzlichen Bestimmungen (Ziff . Ui

des 8. badi. Konst . Edikts vom 4. Juni 1808 , § 114 Ziff . 4
PolStGB ., § 360 Ziff . 10 RStGB . , Bekanntmachung des Min .d. I . vom 13. Dez. 1881, Abs . 2 unter 8) wird von der Ein »
ivoHuerschaft einer Gemeinde persönliche Leistung zur Erfül¬
lung der Hilfspflicht bei Brandfällen verlangt . Eine Verpflich¬
tung derHauseigentümer als solcher, soweit fie nicht zugleich
Einwohner der Gemeinde sind, in der die Lösch- und Httss-
mannschaft aufzustellen, einzuteilen und aufzubieten ist, wurde
durch ein Gesetz grundsätzlich nicht begründet und kann daher
auch nicht im Widerspruch mit der gegebenen gesetzlichen
Grundlage auf dem Wege bezirks- oder ortspolizeilicher Vor¬
schriften eingekührt werden. Da es sich hier um sog. Notfrou -
den handelt , so hat ihre Leistung, die einem jeden Staatsange¬
hörigen obliegt, der in der Lage ist, die Arbeit leisten zu kön¬
nen , von jenen zu geschehen , die zur Hand , d. h . in der Nähe
find . Somit entbehrt die Belastung der Hauseigentümer als
solcher, soweit ihnen nicht als Einwohner der Gemeinde die
Verpflichtung zur persönlichen Dienstleistung bei der Lösch¬oder Hilfsmannschast ihrer Gemeinde obliegt, mit der Auf¬
lage zu persönlicher Dienstleistung dieser Art oder zur Stel¬
lung von Stellvertretern hiefür oder von anderen hilfeleisten¬
den Personen (Wasserträgern ) der gesetzlichen Grundlage .
Der Kläger, der in M . wohnt und in L . zwei Häuser besitzt,
in die er Mieter ausgenommen hat , konnte daher als Eigen
tlimer dieser Anwesen in L. nicht verpflichtet werden , für jedes
derselben bei Bränden sowie bei Proben der fteiwilligen Feu¬
erwehr eine Person als Wasserträger zu stellen. Der dahin¬
gehende Bescheid des Bczirksrats war darum aufzuheben .

Die dem Kläger geuiachte Auflage war auch auf die Satzun¬
gen der freiwilligen Feuerwehr nicht zu gründen . Diese ist ein
eingetragener Verein , dessen Satzungen seine Mitglieder , aber
nicht außerhalb des Vereins stehende Personen verpflichten,
insbesondere nicht eine öffentlichrechtliche Verbindlichkeit solche:
Personen begründen . (Urteil vom 8 . November 1921 Nr . 4084.)

Der Lastenstnnd in Vaden
Anfang Mai 1922.

>tetiSi2l . Die Witterung im abgelaufenen Monat April war ,
niil Ausnahme einiger mavmen Tage vor Ostern , wie im
letzten Märzdrittel andauernd kalt mit viel Regen- und
Schneefällen . Die Feldbestellung ist infolgedessen um volle
vier Wochen gegenüber dem Vorlähr zurück . Die Frühlings¬
saat , insbesondere von Hafer und Gerste, ist noch im Gange
und noch lange nicht überall fertig , und die Saatkartoffeln
sind vielerorts , namentlich in schweren und nassen Böden , noch
nicht untergebracht.

Im allgemeinen ist bei der Ungunst der Witterung di« ge¬
sinnte Vegetation noch sehr zuruck . Die Wintersaaten ent¬
wickeln sich langsam ; Marzsaaten stick in den meisten Fällen
recln gut ausgelaufen , doch ist auch ihre Entwicklung vor¬
läufig nur mäßig.

Da die Gewinnung von Grünfutter einstweilen fast ganz
unmöglich ist, wird immer häufiger über zunehmende Fut¬
terknappheit geklagt. Die Futteraussichten von Kleebeständen
und inst' efondere von Wiesen werden übrigens vielfach nicht
ungünstig beurteilt . Es hängt natürlich auch hier alles davon
ab , ob der Rai das lang ersehnte -und dringend notwendige
warme , sonnige und rrockene Wetter bringt .

'Meldungen aber Umpflügungen bei den Wintersintten und
bei den Klee- und Luzerneäckern infolge Mäufefraß ttn vori¬
gen Herbst und Auswinterung find bis jetzt nur vereinzelt
«rngelcmfen. Einerseits läßt sich der etwa vorhanden « Scha¬

den bei dem allgemein zlurückgLbticpcnen Wachsmm z. Zt . nochincht feststellen oder übersehen, anderseits find dne llrupflü .
gungsarbciten mit allen übrigen Feldgeschästen infolge derandauernd schlechten Witterung eingestellt worden.Die Klagen über die Mäuftplage sind fast völlig ver¬stummt . Es scheint , daß die gefräßigen, Nager durch de«
strengen Winter und das mrss« Frühjahr fast gänzlich ver¬
nichtet wunden.

Aenderungen der Illrnsstzsteuer .
Da » Gesetz über die Abänderung des Umsatzsteuergesetze »

vom 24. Dezember 1919 ist im Reichsgesetzblatt des laufenden
Jahres Serie 373 verkündet worden. Die neuen Ausführungs¬
bestimmungen werden in der nächsten Zeit im Zentralblatt
für das Deutsche Reich veröffentlicht werden. Die Änderungentreten im allgemeinen mit Wirkung vom 1 . Januar 1922 in
Kraft . Die Finanzämter geben Auskunft über die Änderungen .
Hier soll nur auf die Neuerung hingewiesen werden, die sich
auf die Barauszahlungen bezieht.

Die allgemeine Umsatzsteuer wird bekanntlich nach Umlaufdes Kalenderjahres erhoben, die Luxussteuer und die andern
erhöhten Umsatzsteuern nach Umlauf des Kalendervierteljahres .Der Erhebung geht die Abgabe der Stuererklärung und die
Prüfung der Steuererklärung durch das Finanzamt voraus .
Dadurch verzögerte fich bisher der Eingang der Steuer . Nun¬
mehr muß die Steuer schon ehe sie regelrecht festgesetzt ist,in der in 8 37 des Umsatzsteuergesetzes in der neuen Fassung
bestimmten Weise entrichtet werden. Ein Unternehmer , dessen
Lieferungen oder Leistungen erhöht steuerpflichtig sind , mutzte
hiernach innerhalb des Monats April 1922 nicht nur die vier¬
teljährliche Steuererklärung abgeben, sondern auch eine Vor¬
auszahlung auf die erhöhte Umsatzsteuer leisten , die nach Prü¬
fung der Steuererklärung angesetzt werden wird. Der Unter¬
nehmer berechnete den voraus zu zahlenden Bettag aus dem
Umsatz des ersten Kalendervierteljahres 1922 zum Satze der
erhöhten Umsatzsteuer. Ein Hersteller von Klavieren, bet im
ersten Kalendervierteljahr 1922 200 000 M. eingenoinmen hat,
müßte im April 1922 30 000 M . vorauszahlen . Im Juli ist
die Vorauszahlung für das zweite Kalendervierteljahr zu lei¬
sten, im Oktober für das dritte usw .

Unterliegen die Lieferungen oder Leistungen des Unterneh -
uiers nur der allgemeinen Umsatzsteuer (zum Satze von 2 v.
H . ) , so müssen auch vierteljährliche Vorauszahlungen geleistet
werden , im April für das erste Kalendervierteljahr , im Juli
für das zweite usw. Da in diesem Falle die Steuerklärungen
nicht vierteljährlich , sondern jährlich abgegeben werden, muß
der Unternehme » nicht nur die Steuer aus dem Umsatz für da»
abgelaufene Kake.ndervierteljahr jedesmal von sich aus einzah-
len , sondern auch vierteljährlich dem Finanzamt eine ausdrück¬
liche Voranmeldung über die Höhe des Umsatzes abgeben. Die
Voranmeldung kann auf der Zahlkarte niedergelegt werden,
die der Unternehmer bei der Vorauszahlung benützt . Das Fi -
nanzckmt stellt die Vordrucke für die Zahlkarten zur Verfügung .

Die Vaukosten für Ikleinwobnungen
werden oft dadurch unüötig vergrößert , dah die Festigkett der
Baustoffe nicht voll ausgenutzt wird. Oftmals werden — um
nur ein Beispiel zu nennen — zu starke Deckenbalken , über¬
haupt zu gliche Holzstärken verwendet, lediglich weil cs so
herkömmlich war oder den Berechnungen veraltete Unterlagen
zugrunde gelegt wurden . Wir dürfen heutzutage nicht mehr
mtt allzureichlichen Sicherheiten rechnen , wie vor dem Kriege,wo bisweilen eine zehnfache Sicherheit noch überschritten
wurde . Wir müssen unsere Baustoffe richtig kennen lernen , wir
müssen ergründen , was wir ihnen zutrauen dürfen . Die bis¬
her üblichen Angaben aus Vorkriegszeiten sind vielfach über¬
holt , werden aber , zumal sie zum Teil gesetzlich vorgeschrieben
sind, noch immer in den statischen Berechnungen verwendet
und sind deshalb mit die Ursache der teuren Wohnungsbauten .Das gleiche gilt für die Belaftungsannahmen , die ebenfalls
häufig viel zu hoch und vor allem an den verschiedenen Orten
ganz verschieden sind . Mau denke nur an die Zahlen für Wind-
druck und Schneelast ! Wie oft sind nicht gerade sie die Ursa¬
chen erheblicher und völlig nutzloser Baukosttnverteuerung ge-
worden .

Auf diesem äußerst wichtigen Gebiete Klarheit zu schaffenund dadurch an der Verbilligung der Wohnungsbauten auf
Gruud wissenschaftlicher Untersuchungen mitzuwirken, hat sichdie „Deutsche Bannormung "

, eine Fachgruppe der Reichshoch ,
bauuormung , als Ziel gesetzt. Namentlich sind es die 2 ihr an¬
gehörenden Arbeitsausschüsse „für Vereinheitlichung technischer
Baupolizeibestimmungen und für Holz ", die die Aufgabe ha -
ben . für ganz Deutschland einheitliche , zuverlässige und den
gegenwärtigen Verhältnissen entsprechende Rechnuugsuuter -
lagen durchzuprüfen und festzusetzen, so daß einerseits dem
wirtschaftlichen Bedürfnis , andererseits den Anforderungender Sicherheit Rechnung gettagen wird. P . A.

Ikosten des « echtsrnittelverkabrens
in Stenersacben .

Von der Presseabtcilung der badischen Regierung wird un¬
geschrieben:

In Steuersachen scheinen die Entscheidungen der Rechtsmit»
telinsranzen den Steuerpflichttgen hauptsächlich auf dem Lande
dadurch Überraschungen zu bringe», daß sie auch eine Kosten -
entscheidung enthalten . Ebenso wie bei bürgerlichen Rechts»
stteitigkeiten ttägt auch das Rechtsmittelverfahren in Steuer ,
sachen für den Fall des völligen oder teilweisen UnterliegenSdie Pflicht der Kostenerstattung in sich. Jede Entscheidung über
ein Rechtsmittel muß auch über di« Kosten des Verfahren »
befinden . Nach 8 286 der Reichsabgabenordnung hat der
Steuerpflichtige die Kosten eines von ihm eingelegten Rechts¬mittels zu tragen , wenn es . im endgültigen Ergebnis erfolglos
ist ; hat eS zum Teil Erfolg , so können ihm die Kosten zumTeil , insbesondere seine eigenen Kosten auferlegt werden, je
nachdeni die Entscheidung ganz oder teilweise auf Tatsache»
beruht , die der Steuerpflichtige schon vorher hätte geltend
machen können und müssen . Ferner können ihm diejenigen
Kosten auferlegt werden, die er durch unbegründete Anttäge
und Einwendungen verschuldet hat.

Zu den Kosten des Verfahrens gehören die nach 8 289 bet
Reichsabgabenordnuny zu erhebenden Gebühren, die nach 88
290, 291 zu erhebenden Auslagen der RechtSmittelbebörde und
die in 8 292 vorgesehene Abfindung für sonstige Auslagen .
Außerdem umfaßt die Kostenpflichr u . U. die Erstattung der
dem Gegner erwachsenen Auslagen (8 288) .

Die Gebühren werden nach dem Wert des Streitgegenstan¬
des genräh 8 3 des Gerichtskostengesetzes berechnet und betra¬
gen im Einspruchsverfahren das einfache des dort vorgeschrie¬
benen Satzes , im Berufsungsverfahren das doppelte , minde¬
stens aber 28 M ., im Rechtsbeschwerdeverfahren da» dreffache .
mindestens aber 50 M . In geigneten Fällen können die Rechts.
Mittelbehörden die Gebühren bis auf die Hälfte ermäßigen
( 8 289 ) . Als Wert des Stteitgegenstands ist daS in Geld z«
bewertende Interesse an der Abänderung der Entscheidung z»
bezeichnen, er kommt demnach dem ganzen erhobenen Steuer »



betrag bo*n gleich , wenn die Steuerpflicht überhaupt bestritten
Wird und beträgt nur einen Bruchteil de» Steuerbetrage »,
wen« nur die Höhe angefochteu wird .

Die Auslagen der Rechtsmittelbehorde sind in §§ 280 und
291 der Reichsabgabenordnung einzeln aufgeführt . Soweit an -
dere Auslagen entstanden find, wird nach 8 298 zu ihrer Dek -
kung eine Abfindung von 15 vom Hundert von dem Steuer¬
pflichtigen erhoben, der die Kosten zu zahlen hat . Diese Ab -
findung beträgt indessen mindestens 1 M . und höchstens 50 M.

Zur Erläuterung der Kostenpflicht in Einzelfällen dienen
folgende Beispiele :

1 . Ein Landwirt erhält einen Umsatzsteuerbescherd über 800
Mark . Er legt dagegen Einspruch ein mit der Begründung ,
er habe überhaupt keinen Umsatz gehabt und könne deshalb
gur Steuer auch nicht veranlagt werden. In diesem Fall be¬
streitet der Steuerpflichtige die ganze Steuerschuld . Der Streit¬
wert beträgt daher 300 M . Die Kosten , die den Steuerpflichti -
gen im Falle des Unterliegen » treffen , betragen im EittspruchS-
verfahren : Gebühr SO M ., Abfindung 4£ 0 M« zusammen 84
Mark 50 Pf ., in Berufungsverfahren da» Doppelte. Dazu
kommen jedesmal die Auslagen der Rechtsmittelbehörden.
Wird im Einspruchsverfahren die Steuer auf 200 M . ermä¬
ßigt , so ist der Streitwert trotzdem 300 M . ; da aber der
Steuerpflichtige zu ein Drittel Recht bekommt, muß er von
den Kosten mit 34 M . 50 Pf . nur zwei Dritttel mit 23 M . be-
zahlen.

2. Ein Steuerpflichtiger wird zu einer Einkommensteuer von
10000 M . veranlagt . Er macht im Einspruchsverfahren gel-
tend, daß er nur zur Hälfte dieses Geldes steuerpflichtig sei
und bringt Beweise vor, die er schon im Veranlagungsverfah -
ren hätte beibringen können, aber nicht geltend gemacht hat .
Dem Einspruch wird stattgegeben, die Kosten des Verfahren»
und die eigenen Kosten des Einspruchsführers können diesem
auferlegt werden , weil er die Beweise hätte früher mitteilen
können. Wenn der Einspruch als unbegründet zurückgewiesen
wird, so beträgt die Gebühr bei einem Streitwert von 5000
Mark 160 M ., die Abfindung 24 M„ zusammen 184 M.

Austubr von Milcberzeugnissen aus
Kadern und Württemberg .

P. A. Die bayrischen und württembergischen Verordnungen ,
durch die die Ausfuhr von Milcherzeugnissen gewissen Beschrän¬
kungen unterworfen waren , werden auf den 15. Juni 1922
endgültig außer Kraft gesetzt werden. Die Gültigkeitsdauer
dieser Verordnungen wurde vom 16. Mai bis 15. Juni heraus -
geschoben mit Rücksicht darauf , daß infolge der Ungunst der
Witterung in diesem Jahre voraussichtlich mit einem späteren
Weidegange der Kühe bezw . mit einem späteren Einsetzen der
Grünfütterung zu rechnen ist . Es empfahl sich aber, die ein¬
schlägigen Verordnungen erst dann aufzuheben , wenn die Ge¬
fahr von Störungen der Milchversorgung in Bayern und
Württemberg auf das gelingst mögliche Maß herabgedrückt ist.

Aukgekundenes Geld .
Es wurde aufgrsunden im Monat April : am 1 . : auf Sem

Bahnhof Kehl ein Geldbeutel mit 109.04 M . und 3,25 Fran¬
ken ; am 4 . : im Zug 1068 eine Geldtasche mit 786 M ., abgelte-
fert in Graben -Neudorf, auf dem Bahnhof Heidelberg ein Geld¬
beutel mit 3,55 Franken : am 5 . : im Zug 85 ein Geldbeutel
mit 171.10 M ., abgeliefert in Karlsruhe ; am 6. : im Zug 756
der Betrag von 10 M -, am 7 . : im Zug 902 der Betrag von 20
M ., abgel. in Bafel , Bad . ; am 8. : auf dem Bahnhof Heide !» !

berg «in Geldbeutel mit 16.51 M . ; am, 18. : im Zug 746 ei»
Geldbeutel mit 125.40 abgeliefert in Karlsruhe ; am 14. :
auf der Strecke Aach-Linz—Pf Mendorf der Betrag von 36 M .,
abgeliefert in Pfullendorf ; am 15. : auf dem Bahnhof Mann¬
heim der Betrag von 10 M . ; am 16. : auf dem Bahnhof Eppin-
gen eine Geldtasche mit 10 M . ; im Zug 1680 ein Geldbeutel
mit 15,53 Frarckn » abgeliefert in Säckingen ; im Zug 470 ein
Geldbeutel mit 7 .55 M. , abgeliefert in Neckarelz ; am 17. : auf
dem Bahnhof Konstanz der Betrag von 20 M . ; auf dem Bahn¬
hof Bruchsal der Betrag von 20 M. ; am 18. : auf den: Bahnhof
Grötzingen der Betrag von 10 M . ; im Zug 912 der Betrag von
10 M .. abgeliefert in Basel Bad . ; am 19. : auf dem Bahnhof
Karlsruhe der Betrag von 18 M . ; am 22. : im Zug 961 ein
Geldbeutel mit 10 2R„ «̂ geliefert in Karlsruhe ; am 23. : auf
dem Bahnhof Mosbach der Betrag von 10 M . ; am 25 . : ans
dem Bahnhof Lauda « ne Geldmappe mit 5.10 M . ; auf dem
Bahnhof Mannheim ein Täschchen «nt 58 .35 M . ;

' auf dem
Bahrchof Bammental ein Geldbeutel mit 28.55 M . ; aru 28. :
im Zug 36 ein Geldbeutel mit 25.64 M ., abgeliefert in Bruch¬
sal ; am 29. : auf dem Bahrchof Bruchsal eine Handtasche mit
31.96 Mark.

Zum Verbot der „Neuen Vsdiscben
Landeszeitung ".

Das kürzlich erfolgte dreimonatige Verbot der
Mannheimer «Neuen Badischen Landeszeitung " im besetzte«
Gebiet ist von der Interalliierte « Rheinlandkommission damit
begründet worden, daß ein von dem Blatte veröffentlichter Ar- j
tikel geeignet sei, «die Würde der Besatzungstruppen zu be¬
einträchtigen" . Dieser gefährliche Artikel hatte nämlich Ein¬
spruch gegen das Verbot einer Erörterung der Kriegsschuld¬
frage in Versammlungen des besetzten Gebieten erhoben.

Aus der Landesbauptstadt .
* Der BürgerauSfchuß genehmigte in seiner gestrigen Sit¬

zung die Vorlage über die Änderung der Besoldungsordnung ,
die einen Mehraufwand von 59,4 Millionen Mark verursacht,
sowie die Vorlagen über die Erhöhung der Fahrpreise auf der
Straßenbahn und der Lokalbahn. Danach kostet voll heute ab
ein Fahrschein für 5 Teilstrecken 2,50 M . (statt wie bisher
2 M .) . ein solcher für mehr als 6 Teilstrecken 4 M . (statt 3 M .) .
Die Fahrscheinhefte mit 12 Scheine für 2 Teilstrecken erfahren
eine Preiserhöhung von 15 auf 18 Mark , diejenigen für 5
Strecken eine solche von 20 auf 25 Mark . — Als letzter Punkt
der Tagesordnung wurde die Erhöhung der Bestattungsgebüh¬
ren genehmigt.

* Hebrlfeier im Schloßgarte » . Anläßlich des Geburtstag »
unseres badischen Dichters veranstaltete die Karlsruher Hebel-
gemeinde gestern abend wiederum eine zahlreich besuchte
Feier im Schloßgarten . Pfarrer Hindenlang hielt die Festrede,
in der er die Bedeutung Hebels insbesondere für unsere Zeit
in warmherzigen Worten schilderte . Der Gesangverein Lieder¬
kranz umrahmte die Ausführungen des Redner durch stim¬
mungsvolle Liedervorträge .

Radiscke Gemeindesckau .
Badischer Gemeindebeamtcntag

In der Zeit vom 20.—22. Mai 1922 findet in Mannheim der
badische Gemeindebeamtentag statt , an dem neben zahlreichen

badische« auch dir pfälzischen und hessischen v ' merndebeamten
thre Teilnatzne zugesagt haben. Außer ersten Führern de»
deutschen Beamtenbundes und größerer außerbadischer Ge.
mendebeamtenverbände haben auch Vertreter der Regierung
ihr Erscheinen in Aussicht gestellt. Tie Tagung wird mit
einem Begrüßungsabend , verbunden mit künstlerischen Dar -
bietungen, am Samstag abend %8 Uhr im Nibelungensaal de»
Rosengarten » eingeleitet . Am Sonntag vormittag 11 Uhr fin-
det in dem gleichen Saale der Geiueindebeamtentag statt.
Oberbürgermeister Dr . Walz -Heidelberg hält einen Bortragüber «Die neue badische Gemeindeordnung " , Berbandsdirektor
Weiler spricht über da» neue badische Kürsorgegesetz. Nach der
bisherigen großen Anzahl der Anmeldungen dürfte sich der
Gemeindeibeamtentag zu einer eindrucksvollen Kundgebung der
badischen Gemeindebeamten gestalten.

Amtlicher Teil .
Bekanntmachung.

An Stelle des auf sein Ansuchen von dem Dienste des Rhein¬
schiffahrtsinspektors für den Bezirk 1 d enthobenen Oberbau¬
rat » a . D . Dr . Kupfecksckmid sind die Geschäfte dieser
Dienststelle dem Oberbaurat Spirtz bei der Wasser- und Stra -
ßenbaudirektion übertragen worden.

Karlsruhe , den 4. Mai 1922 .
Badisches Arbeitsminifteriu « .

> E n g l e r . Fuchs.

Die staatsärztliche Prüfung betr.
Hilfsarzt Dr . Otto Schmelckcr von Ettenheim hat sich der

Prüfung für Staatsärzt « unterworfen und ist für bestanden
erklärt worden.

Karlsruhe , den 8. Mai 1922 .
Ministerium des Juuer «,
Der Ministerialdirektor :
I . A . : Arnsperger . Zeller ,

Personeller Teil .
Ernmnungm , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw

der planmSßtgen Beamte».

Ministerium des Kultus und Unterrichts .
Kath . Kultus.

Der von Seiner Exzellenz dem Herrn Erzbischof auf di»
Pfarrei Wenkheim. Dekanats TaubcrbischofSheim, ernannte
Pfarrer Theodor Wörner , seither Pfarrverweser daselbst ;
wurde am 17. April d . I . kirchlich eingesetzt .

Ministerium der Finanzen.
Ernannt :

Finanzasfistent Adam Maurer bei der Landeshauptkaffe zu «
Finanzsekretär .

Gestorben:
die Rechtsanwälte Hermann Diefch in Mannheim , Dr .

Albert Dühvenheimer in Mannheim und Dr . Joseph Hel«
in Heidelberg.

Finanzsekretär Johann Heitz in Bruchsal.
Karl Lämmlein , Verwaltungsobersekretär beim Ministerium

des Kultus und Unterrichts.

Konzerthzius .
SS

Donnerstag » Samstag ,
de« 11 . Mat de« IS . Mat

jeweils 6 Uhr nachm , » uv 1 !,9 Nhr abends j

Steife durch MdpM (mit Sottrcg) .-
WWeWe WaiW. - Das zahme;
Der . - Krieg unb Weden im leuchten

(Element. - löraWadiseaMehr.
Mittwoch , den 1«. Mat keine BorfÄhrung .

Voranzeige
ab Montag , de« 1» . Mat

Zm dampf mit dem Berge.
Verkaufsstellen wie bekannt , s . Plakatsäule .

«.HtiumiiiimiiitiiiHHJiiHittHmMMiiimMHmimiimijHitimmtitHiuMitiHi'uimuij
s M I

uiiMiuntimimiMiiiimiimiiiumimMiiiitimMtHiMuttiuituuuiMtunliM»
in bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , KartfriedHchstr. 22
FREIBURG , Kaisers » . 27
BRUCHSAL, Gewerbehalle a. Markt
PFORZHEIM Theaters » . 15,
OFFENBURG , Steinstr . 2
MOSBACH , Hauptstr. 12
SINGEN a. H ., Scheffels» . 25
KONSTANZ , RoBgartenstr. 31

BADISCHER BAUBUND U
jGemeinnOtziger MObelvertrieb
I TetsphM 5157 . Karlsruhe m.n«»a»iip<«tr.

tili !
Donnerstag , 11 . Mai .

5*4 bis 10 Uhr . 30 Mk.
Abonnement B 3.
Th - Gem . B .V .B.

Nr . 1—100 u . 2901—3000.
Peer ifnf .

Metallbctten
Stahlmatr ., Kinderbett. , direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür.)

Beim Nuchholzverkauf des
Bad . Forstautts Staufen
I vom 2. d. Mts . wur¬
den folgende Preise erlöst,
je f . lfd . Mtr . NL73

Eichen Ib 3800 M.
« Ilb 3000 „
« Illb 2800 „
« • IV 2380 „
« V 1780 «
« VI 880 .

Nadelholzstämme I
2882 Mark .

Nadelholzstämme II
2602 .80 Mark.

Nadelholzstämme III
2313.60 Mark.

Nadelholzstämme IV
2120.80 Mark.

Nadelholzstämme V1928
Mark .

Nadelhotzstämmie VI
1637 . 10 Mark.

Radelholzabschnitte I
2892 Mark.

Nadelholzabschnitte II
2410 Mark.

Nadelholzabschnitte III
1928 Mark.

lentWiR-
h-welSklg- M

Mit Wirkung vom20.Mai
1922 treten im Binnen -
Personenverkehr der Mann -
heim — Weinheim— Heidel»
berg—Mannheimer Neben¬
bahn Tariferhöhungen in
Kraft « 256

Nähere» bei den Dienst¬
stellen.

Mannheim , v. Mai 1923 .
Oberrheinische Gtzrbahnge-

Lieferung von 2440 qm
Hartgesteinkunstplatten für
Bahnsteigbelag im Bahnhof
Pforzheim öffentlich zu ver¬
geben . Bedingungsheft auf

Zimmer 7 unserer Dienst¬
räume Luisenstraße 2 in
Pforzheim zur Einsicht;
dorr auch Abgabe der An¬
gebotsvordrucke Angebote

mit entsprechender Auf¬
schrift spätestens bis Äiitt-
woch , den 24 . Mai dS. J8 »
vormittags ll 1/« Uhr, ver¬
schlossenund postftei an uns

einzureichen. ZuschlagSftist
2 Wochen . N .279 .2 .1

Pforzheim , 6 . Mai 1922 .
Bahubaumspektion .

Zentral -Giiterrechts -Register für Baden .
Baden . N208

GüterrechtsreMsterein -
trag Band II Seite 104 :
Pfeiffer , Johannes , Buch¬
druckereibesitzer in Baden ,
und Adele geh . Wester-
mann . Durch Vertrag v.
20 . April 1922 ist die durch
Ehevertrag vom 18. Jan .
1907 vereinbarte Errun -
genschaftsgemeiuschaft mit
Wirkung vom 1 . Januar
1922 ab aufgehoben und
Gütertrennung vereinbart
worden.

Baden, 24 . April 1922 .
Der Grrichtsschreiber de»

Bad. Amtsgerichts.

Brette «. N .232
Güterrechtsregisterein¬

trag Band 11 Seite 12 :
Dr . Friedrich Walther ,
Notar in Brette », u Ehe¬
frau Paula geb. Glaser .
Vertrag vom 21. April
1922 . Errunge nschaf isge-
rneinschaft mit Vorbehalts -
gut der Frau .
Breiten , 29 . April 1922.

Amtsgericht.

Bruchsal. R .233
Im Güterrechtsregister

ist eingetragen B I1II S .
75 : Hehr, Karl , Schlosser
in Bruchsal, und Maria
Anna geh. Schwaninger :
Vertrag vom 25. April
1922. Gütertrennung des
BGB .
Bruchsal, 20. April 1982.

Bad. Amtsgericht.

BrnchsaL N.234
Im GüterrechtSeegister

ist eingetragen D III S .
74 : Bühler , Karl , Stadt -
arbeiter in Bruchsal, und
Marie geb. Schäffler :
Vertrag vom 24. April
1922, Gütertrennung de»
BGB .
Bruchsal, 29. April 1922.

Bad . Amtsgericht.

I Donaueschiugen. N.235
I In das Güterrechtsregi »
ster wurde heute eingetra¬
gen : Wirth » Mar , Ge¬
richtsassessor , Donaueschin-
gen, und Anna Luise ged.
Wagner daselbst . Vertrag
vom 18 . April 1922 . Gü¬
tertrennung .

Donaueschingen.
den 2. Mai 1928.
Der Grrichtsschreiber des
_ Amtsgerichts.
Eppingen . 91 .201

Güterrechtsregisterein¬
trag Ban- I Seite 304 :
Ihle , Albert, Jnstalla -
teurmeistor in Eppingen ,
und dessen Eheftau , Mina
geb. Hofmann . Vertrag v.
29 . März 1922 . Errun -
genschaftsgemeinschast mit
Bottbehaltsgut der Frau .

Eppingen , 2. Mai 1922.
Der Gerichtsschreiber deS
_ Amtsgerichts,
Gengenbach. 91 .276

Güterrechtsregisterein -
trag . Finkenzeller, Emil ,
Bahnschmied in Reichen¬
bach, und Klara gebmene
Ziegelmüller . Vertrag vom
26. April 1922. Gütertren -
nnng .
Gengenbach, 8 . Mai 1922.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.
Mannheim . R .277

Zum Güterrechtsregister
Band XIV wurde heule
eingetragen :

1. Seite 479 : Ranscher,
Johann Georg, Schuhma¬
cher, und Luise geb . Merk,
le in Mannheim . Vertrag
vom 27 . April 1922. Gü¬
tertrennung .

2. Seite 480: Schlnmpp,
Johannes , Kassier, und
Anna geb. Kältend mH m
Mannheim . Der Mann
hat das der Frau gemäß
8 1357 BGB . zustehende
Recht , innerhalb ihres

häuslichen Wickungskrei-
ses die Geschäfte des Man¬
nes für ihn zu besorgen
und ihn zu vertreten ans .
geschlossen.

3. Seite 481 : Meßmer ,
Emil . Pferdehändler , und
Rosa geb . Widmer in
Mannheim . Durch Ver¬
trag vom 20. April 1922
ist Errungenschaftsgemein¬
schaft vereinbart . Borbe-
haltSgut der Eheftau ist
das in 8 2 bezeichnete Ber.
mögen.

4. Seite 482 : Schürle ,
Johann ID a v i d, Stra -
ßenbahnsihafsner , u. Pau¬
line gab. Metzer in Mann ,
heim. Vertrag vom 21.
April 1922 . Gütertren¬
nung.

5. Seite 483 ; Gleck,
Fritz, BerwaltungSbeam -
ter , und Elisabeth gebore¬
ne Weite in Mannheim ,
Der Mann hat das der
Frau gemäß 8 1367 BGB .
zustehende Recht, inner -
halb ihrer häuslichen
Wirkungskreises die Ge¬
schäfte de» Manne » für
ihn zu besorgen und ihn
zu vertreten ausgeschlos¬
sen.
Mannheim , S. Mai 1922 .
Bad , Amtsgericht B .G. «.
Metzkirch . 91287

Güterrechtsregister Bd . I
S . 91, Lipp, Wilhelm Josef .
Kaufmann , und Maria
Theresia geb . Sieber iu
Stetten a . k. M . Vertrag
vom 24. März 1922 . Da »
in 8 4 beschriebene Be»
mögen ist Vorbehaltsgut
der Frau .

Meßkirch , 25. April 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts ._
Radolfzell. 91 .267

GüterrechtSregisterein-
trag Band II Seite 125 :
Teufel , Karl , Elektroinstal¬
lateur in Überlingen a.

Rh ., und Rosa Bohnen,«
stengel.

Vertrag vom 11. April
1922 . Gütertrennung .
Radolfzell, 4. Mai 1292.

Bad . Amtsgericht 1.
Schopfhei« . N .283

In das Güterrechtsregi¬
ster Band I Seite 297 wurde
eingettagen :

Bartholomäus Grether,
Bankbevollmächtigter in
Maulburg , und Elsa Ma »
garethe geb . Brauchte.

Vertrag vom 29 . April
1922 , Gütertrennung .

Schopfheim, 6. Mai 1922.
Bad . Amtsgericht . _

Wertheim . 97 .259
GüterrechtSregiftereiru

trag Band ! II Seite 85z
Wilhelm Christof Schnei«
der» Kaufmann in Wert«
heim, und Emmh geborensi
Antes daselbst. Vertrag vi.
11 . April 1928 . Errun -
genschapSgemeinschast ge¬
mäß 88 1619 ff . des B>
G.-B.
Wertheim , 25 . April 192*

Amtsgericht .

MeVlS -NWtt .
« chern. N .23S

In da» BereinSregist«
deS Amtsgerichts ist am
8. Mai 1SW unter Nr . 1»
der Verein .Bereinigung
Mittelbadsscher Berschlußbrr»-
Kettfoi" mit dem Sitze t«
Achern eingetragen worden-'

Achern , 8. Mai 1922.
Gerichtsschreiber de» tta « .
_ gerich» .
Ettlingen . Räil

Zu O^-Z. 1 deS Lew
einSregtfierS betr . de»!
Grund , »nd Hausbesitzer«
verein Ettlingen wnrdtz
eingetragen : An Stell «!
der bisherigen wurde eiasi
neue Satzung vom 21«
Mai 1921 angenommen .
Ettlingen , 28. April 1923«

Bad . Amtsgericht 1.
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